
Die Schienenbahn

Daten Schienenbahn

Firma und Rechtsform 

Straße und Hausnummer 

PLZ 

Ort 

USt-IdNr, sofern vorhanden  

AnsprechpartnerIn 

E-Mail für Rückfragen

Telefon für Rückfragen 

teilt hiermit nach § 30a Abs. 2 StromPBG gegenüber 

Daten Lieferant 

Firma und Rechtsform 

Straße und Hausnummer 

PLZ 

Ort 

mit, dass die

tatsächlich anzuwendende Höchstgrenze nach § 10 StromPBG der Schienenbahn

Euro beträgt. 

Von der o.g. tatsächlich anzuwendenden Höchstgrenze entfällt auf das hier vorliegende 
Lieferantenverhältnis ein Betrag von 

Euro. 

Selbsterklärung nach § 30a Abs. 2 StromPBG einer Schienenbahn

1

Hinweis: Diese Selbsterklärung nach § 30a Abs. 2 StromPBG bezieht sich ausschließlich auf den für den 
Fahrbetrieb im Schienenverkehr dieses Unternehmens verwendeten Strom. Für den sonstigen Strom dieses 
Unternehmens finden die regulären Vorgaben des StromPBG Anwendung. So ist u.U. beispielsweise 
zusätzlich von diesem Unternehmen eine Selbsterklärung nach § 30 Abs. 1 Nr. 2 StromPBG / § 22 Abs. 1 
Nr. 2 EWPBG abzugeben (s. Kapitel 2.14 der FAQ zu Höchstgrenzen, Selbsterklärungen sowie 
Überwachungen durch die Prüfbehörde nach EWPBG und StromPBG). 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/ewpbg-hoechstgrenze-selbsterklaerung.pdf?__blob=publicationFile&v=27


_________________________________________________________ 
Ort, Datum, rechtsverbindliche Unterschrift(en) 
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Bestätigungen und Anlagen 

• Dieser Selbsterklärung ist der Bescheid der Prüfbehörde nach § 11a StromPBG beigefügt.

• Dieser Selbsterklärung ist ferner der Vermerk eines Prüfers beigefügt, der

a) ausweist, welcher Anteil von der o.g. tatsächlich anzuwendenden Höchstgrenze in 
dem hier vorliegenden Lieferantenverhältnis in Form von Entlastungen gewährt wird 
und

b) bestätigt, dass die Summe aller nach § 6 S. 2 Nr. 3 StromPBG erhaltenen 
Entlastungen die o.g. tatsächlich anzuwendende Höchstgrenze nicht überschreitet.

• Die hier unterzeichnenden vertretungsberechtigten Personen des Unternehmens nehmen 
Kenntnis, dass nach § 43 Abs. 1 Nr. 6 StromPBG eine vorsätzliche oder fahrlässig 
fehlende, nicht richtige, nicht vollständige oder nicht rechtzeitige Meldung eine 
Ordnungswidrigkeit darstellt.
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